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Editorial

<

der Tarifabschluss öffentlicher 
Dienst (TVöD) ist unter Dach 
und Fach. Er gilt für die Tarif-
beschäftigten von Bund 
und Kommunen sowie für die 
Beamten des Bundes. Die 
Beamten der Kommunen 
werden nach dem Tarifvertrag 
des öffentlichen Dienstes der 
Länder (TV-L) bezahlt, der 
Anfang 2019 wieder neu ver- 
handelt werden muss.

Der in Potsdam am 17. April 
ausgehandelte Kompromiss 
ist richtungsweisend, vor al-
lem in Bezug auf seine Ausge-
staltung. Es wurde nicht – wie 
in der Vergangenheit üblich – 
ein linearer Steigerungssatz 
als Erhöhung auf alle Entgelt-
gruppen angewandt, sondern 
es wurde tatsächlich jede 
Entgeltgruppe und jede Erfah-
rungsstufe einer Entgeltgrup-
pe für sich gesondert ange-
schaut und verhandelt. In den 
Medien wird das Volumen der 
Erhöhung über die gesamte 
Laufzeit von 30 Monaten 
zwischen 7,36 Prozent und 
7,5 Prozent angegeben. Die 
nominale Erhöhung der 
Summe der drei Entgelter- 
höhungen (zum 1. März 2018: 
3,19 Prozent/zum 1. April 
2019: 3,09 Prozent/zum 
1. März 2020: 1,06 Prozent) 
beträgt 7,36 Prozent, doch 
unter Berücksichtigung des 
„Zinseszins“ ergeben sich die 
7,5 Prozent, da jede Erhöhung 
natürlich auch in die Bemes-
sungsgrundlage für die nach-
folgende Entgeltsteigerung 
einfließt. Es wird aber keinen 
Tarifbeschäftigten geben, der 
in den 30 Monaten Laufzeit 
exakt die 7,36 Prozent bezie-
hungsweise 7,5 Prozent Ge-
haltserhöhung erreichen wird. 
Je nach Entgeltgruppe und 
Erfahrungsstufe werden 
zwischen 6,7 Prozent (bezie-
hungsweise 6,8 Prozent inklu-
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sive „Zinseszins“) und mehr als 20 Pro-
zent Gehaltssteigerung bei den Be-
schäftigten ankommen. Zudem gibt es 
für die Entgeltgruppen eins bis sechs 
einen Einmalbetrag von 250 Euro.

Die Arbeitgeberverbände haben dieses 
Mal viel Mut und auch Weitsicht be- 
wiesen. Mit der Überarbeitung der ge-
samten Entgelttabellen, bei der die je-
weiligen Erfahrungsstufen 1 gestrichen 
wurden und die bisherigen Erfahrungs-
stufen 2 an deren Stelle gerückt sind, 
konnte für Berufsanfänger eine signi-
fikante Attraktivitätssteigerung erreicht 
werden. Auch durch das Einführen der 
neuen Entgeltgruppe 9c beim Bund 
soll dem Fachkräftemangel entgegen-
gewirkt werden beziehungsweise die 
Nachwuchsrekrutierung in diesem 
wichtigen Besoldungssegment erleich-
tert werden. 

Für die Auszubildenden wurden zwei 
Erhöhungen um jeweils 50 Euro erreicht 
(zum 1. März 2018 und zum 1. März 
2019). Außerdem wurde der Urlaub ab 
2018 von bislang 29 Tage auf nunmehr 
30 Tage pro Kalenderjahr erhöht. Für die 
Berufsanfänger, für die die Freizeit und 
die Work-Life-Balance eine immer grö-
ßere Rolle spielt, ist auch dies ein wich-
tiges Signal.

Es war sicherlich ein Glücksfall, dass 
Horst Seehofer als neuer Bundesinnen-
minister die Verhandlungen für den 
Bund führte. Seehofer, der sich in den 
Verhandlungen als komba Mitglied und 
damit auch Mitglied der dbb Familie 
outete, ist aus Bayern gelebte Wert-
schätzung für den öffentlichen Dienst 
gewohnt. Er trug maßgeblich zum Ver-
handlungsergebnis bei und hat auch 
sofort angekündigt, dass sowohl die 
Einmalzahlung als auch die drei linearen 
Erhöhungen wirkungs- und zeitgleich 
auf die Beamtenschaft des Bundes 
übertragen werden. Lediglich bei der 
ersten Erhöhung zum 1. März 2018 wer-
den 0,2 Prozentpunkte für die Zufüh-
rung zur Versorgungsrücklage abgezo-
gen.

Ich halte das erzielte Tarifergebnis für 
beachtlich und zeitgemäß. Es hat sich 
gezeigt, dass unsere Warnstreiks und 
unsere bundesweiten Demonstrationen 
wichtig und richtig waren, um den not-

wendigen Druck auf die Arbeitgebersei-
te auszuüben. Ich bedanke mich bei al-
len Teilnehmern, die an den Warnstreiks 
teilgenommen haben oder für ihre Sa-
che auf die Straße gegangen sind. 

Natürlich wird dieser TVöD-Abschluss 
auch wieder Richtschnur sein für die 
Anfang 2019 anstehenden Tarifver-
handlungen für die Beschäftigten der 
Länder. Es bleibt zu hoffen, dass die 
Bundesländer genauso viel Weitsicht 
zeigen und denselben Mut aufbringen, 
wie es Bund und Kommunen getan ha-
ben. Denn jetzt ist es an der Zeit, not-
wendige Veränderungen beim Gehalts-
gefüge und bei den Besoldungstabellen 
vorzunehmen, um den öffentlichen 
Dienst, auch im Wettbewerb mit der 
freien Wirtschaft, wieder konkurrenz-
fähig zu machen. Das Jammern über 
eine schlechte Haushaltslage will nie-
mand hören, denn Fakt ist, dass die 
Haushaltslage in Deutschland nie bes-
ser war als derzeit! Die Erwartungen bei 
unseren Mitgliedern sind hoch. Jetzt 
können die öffentlichen Arbeitgeber be-
ziehungsweise Dienstherren beweisen, 
wie ernst ihnen die oft beschworene 
Wertschätzung für den öffentlichen 
Dienst ist. Den Lippenbekenntnissen 
müssen Taten folgen. Jetzt!

Ihr 
 
 
 
 
 
 
 
Kai Rosenberger, 
BBW-Vorsitzender

In dieser Ausgabe
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Gedankenaustausch mit den Grünen im Landtag

BBW-Forderungen sind angekommen
Mit einem Gedankenaustausch am 11. April 2018 hat der BBW unter der neuen Führung von Lan-
desvorsitzendem Kai Rosenberger den unter seinem Vorgänger Volker Stich begonnenen Dialog mit 
den Grünen im Landtag von Baden-Württemberg fortgesetzt. Das Gespräch, an dem auch BBW-Vize 
Joachim Lautensack teilgenommen hat, war konstruktiv. Die BBW-Forderungen sind bei der Frakti-
onsspitze angekommen. 
Vonseiten der Grünen haben 
an der Unterredung neben 
dem Fraktionsvorsitzenden 
Andreas Schwarz auch die 
stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende und finanzpolitische 
Sprecherin Thekla Walker und 
der Parlamentarische Ge-
schäftsführer Uli Sckerl teilge-
nommen.

Gegenstand der Unterredung 
waren Themen wie die Anglei-
chung der Wochenarbeitszeit 
im Beamtenbereich an die 
Wochenarbeitszeit im Tarifbe-
reich, die Rücknahme der Bei-
hilfeverschlechterungen, Be-
soldungsfragen und hier insbe-
sondere die BBW-Forderung 
nach einer „kleinen Dienst-
rechtsreform“ aufgrund der Er-
gebnisse des Färber-Gutach-
tens. Dieses Gutachten belegt 
unter anderem, dass in Bal-
lungsräumen bei der Besol-
dung von jungen Beamten in 
den Besoldungsgruppen A 5 
bis A 7 unter bestimmten Um-
ständen das verfassungsrecht-
lich vorgegebene Abstandsge-
bot zur Sozialhilfe nicht mehr 
eingehalten wird. Mit ein 
Grund dafür sind die extrem 
hohen Mietpreise in Ballungs-
räumen, die junge Beamten-
familien immens belasten, bei 
Sozialhilfeempfängern dage-
gen nicht entsprechend zu Bu-
che schlagen. Vor dem Hinter-
grund dieser Sachlage forder-
ten die BBW-Vertreter die Grü-
nen auf, dem Mietpreisproblem 
durch entsprechende Maßnah-
men entgegenzuwirken.

Auch wenn die BBW-Forderun-
gen die Grünen nicht gerade 
begeisterten, konnten auf-
grund des in den vergangenen 

Jahren gewachsenen guten 
und vertrauensvollen Ge-
sprächsklima auch solch „dicke 
Brocken“ konstruktiv und ziel-
orientiert diskutiert werden. 
Darüber waren sich beide Sei-
ten einig.

Andreas Schwarz unterstrich 
die hohe Wertschätzung der 
Grünen für die Arbeit und das 
Engagement der Beamtinnen 
und Beamten und der Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst 
im Land. Beim Interesse an ei-
nem attraktiven öffentlichen 
Dienst, modernen Arbeitsbe-
dingungen und einer guten 
und fairen Besoldung gebe es 
einen hohen Konsens zwi-

schen dem BBW und den Grü-
nen im Landtag. „Das haben 
wir bei der zurückliegenden 
Besoldungsanpassung und im 
Doppelhaushalt 2018/2019 ge-
zeigt“, sagte der Fraktionsvor-
sitzende und verwies als Beleg 
auf die Rücknahme der Absen-
kung der Eingangsbesoldung 
zum 1. Januar 2018 und auf 
den strukturellen BW-Bonus. 

Die Grünen zeigten sich offen 
für eine ernsthafte Prüfung 
der vom BBW vorgetragenen 
Anliegen. Thekla Walker si-
cherte zu, die durch das Färber-
Gutachten aufgezeigten Prob-
leme in der Besoldungsstruk-
tur im Arbeitskreis Finanzen 

und mit dem Finanzministeri-
um lösungsorientiert zu disku-
tieren. Für die Grünen spielen 
insbesondere die Themen Fa-
milienfreundlichkeit des öf-
fentlichen Dienstes und flexi-
blere Arbeitszeitmodelle für 
die Landesbeschäftigten 
(Stichwort: Lebensarbeitszeit-
konto) eine wichtige Rolle. 
Dazu gehöre selbstverständ-
lich auch das Thema bezahl-
barer Wohnraum.

Die Fraktionsspitze sicherte 
den BBW-Vertretern zu, die an-
gesprochenen Themen und 
Herausforderungen im Dialog 
mit der Beamtenschaft weiter-
zuverfolgen. 

©
 B

BW

 < Spitzenvertreter der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen und des BBW sind im April zu einem Gedanken- 
austausch zusammengekommen: Uli Sckerl, Parlamentarischer Geschäftsführer Bündnis 90/Die Grünen; die 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende und finanzpolitische Sprecherin Thekla Walker; Fraktionsvorsitzender 
Andreas Schwarz; BBW-Vorsitzender Kai Rosenberger; BBW-Vize Joachim Lautensack (von rechts).
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BBW-Spitze zu „Kamingespräch“ im Staatsministerium

Die anstehenden Themen sind umrissen 
Auch wenn sich der TVöD-Abschluss 2018 bei den Tarifbeschäftigten des Landes und den Landes- 
und Kommunalbeamten nicht in Euro und Cent auszahlt, verspricht sich BBW-Vorsitzender Kai 
Rosenberger von diesem Abschluss positive Impulse auf anderer Ebene, nämlich für die BBW-Forde-
rung nach einer kleinen Dienstrechtsreform.

Entsprechend hat er sich auch 
am 18. April 2018 im „Kamin-
gespräch“ gegenüber Staats-
minister Klaus-Peter Muraw-
ski, Ministerialdirektor Jörg 
Krauss und Staatssekretär Juli-
an Würtenberger, den Amts-
chefs im Staats-, Finanz- und 
Innenministerium, geäußert. 
An dem Gespräch haben auch 
Dr. Florian Stegmann, Abtei-
lungsleiter I, und Udo Dölker, 
stellvertretender Leiter des Re-
ferats 12 – Personalangelegen-
heiten, öffentliches Dienst-
recht (beide Staatsministeri-
um), teilgenommen. Der BBW-
Vorsitzende Kai Rosenberger 
war in Begleitung seines Stell-
vertreters Joachim Lautensack 
und BBW-Justiziarin und Ge-
schäftsführerin Susanne 
Hauth ins Staatsministerium 
gekommen.  

Zwei Kernziele hat der dbb mit 
der Einkommensrunde 2018 
für Bund und Kommunen ver-
folgt: Er wollte die Einkommen 
der heutigen Beschäftigten 
kräftig erhöhen und zudem 
einen Beitrag leisten, um den 
öffentlichen Dienst wieder at-
traktiver für junge Menschen 
und Fachkräfte zu machen. 
Beides habe man erreicht, sag-
te Rosenberger und erklärte 
seinen Gesprächspartnern, für 
ihn gehe von diesem Tarifab-
schluss 2018 nicht nur eine 
Signalwirkung für die TV-L-Ver-
handlungen im kommenden 
Jahr aus. Er bestätige vielmehr 
auch, dass die BBW-Forderung 
nach einer Überarbeitung der 
Besoldungsstruktur nicht nur 
richtig, sondern zwingend ge-
boten sei. Das belege schließ-
lich auch das vom BBW in Auf-
trag gegebene Färber-Gutach-
ten, wonach bei der Besoldung 

junger Beamtinnen und Beam-
ten, die als Alleinverdiener in 
einem der baden-württember-
gischen Ballungszentren eine 
Familie unterhalten müssen, 
das verfassungsrechtlich vor-
gegebene Abstandsgebot zur 
Sozialhilfe nicht mehr gegeben 
ist. Kurz gesagt, brachte 
es Rosenberger auf den Punkt: 
Sozialhilfeempfänger seien in 
Großstädten des Landes bes-
sergestellt als junge Beamten-
familien, die von Bezügen der 
Besoldungsgruppen A 5 bis A 7 
ihren Lebensunterhalt bestrei-
ten müssen. Bezüglich des Ab-
standes zur Sozialschwelle sei 
eine zeitnahe Lösung erfor- 
derlich, betonte der BBW-Vor-
sitzende. Weiterhelfen könnte 
nach Ansicht des BBW bei-
spielsweise eine neue Ein-
gangsstufe für den mittleren 
Dienst in A 7/A 8. Höchstprob-
lematisch seien insbesondere 
die aus dem einfachen Dienst 
überführten Stellen in A 5 und 
A 6 und die Stellen der Justiz-
wachtmeister in A 5 und A 6. 
Abgesehen davon, dass nach 
Ansicht des BBW die Landesre-
gierung allein aufgrund der 
Ergebnisse des Färber-Gutach-
tens in der Pflicht ist, die Be-

soldungsstruktur zu überarbei-
ten, gibt es für BBW-Chef Ro-
senberger noch einen weiteren 
Grund: der Fachkräftemangel. 
Für ihn steht fest, dass auf ei-
nem leergefegten Arbeitskräf-
temarkt nur derjenige eine 
Chance hat, qualifizierte Fach-
kräfte zu gewinnen, der mit ei-
nem attraktiven Jobangebot 
punkten kann. Dazu gehörten 
neben einem angemessenen 
Gehalt auch Arbeitszeitrege-
lungen, die nicht nur für Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf stehen, sondern auch dem 
Anspruch auf Einklang zwi-
schen Arbeit und Privatleben 
gerecht werden, unterstrich 
der BBW-Vorsitzende im wei-
teren Verlauf der Unterredung 
und erneuerte die BBW-For- 
derung nach Angleichung der 
derzeitigen 41-Stunden-Woche 
im Beamtenbereich auf die Ar-
beitszeit im Tarifbereich.

Eine Absenkung der Wochenar-
beitszeit der Beamtinnen und 
Beamten sei längst überfällig, 
sagte Rosenberger. Das Geld 
sei da. Auch wenn die Beset-
zung von neuen Stellen derzeit 
schwierig sei, gäbe es dennoch 
eine Möglichkeit, die Wochen-

arbeitszeit abzusenken, ist sich 
der BBW-Vorsitzende sicher. 
Sein Vorschlag: Den Beschäf-
tigten das Angebot machen, 
trotz festgelegter geringerer 
Wochenarbeitszeit weiterhin 
41 Stunden zu arbeiten und die 
Differenz einem Lebensarbeits-
zeitkonto gutzuschreiben. Eine 
Absenkung der Wochenarbeits-
zeit würde die Motivation der 
Beschäftigten deutlich stärken, 
warb Rosenberger für die For-
derung des BBW und wurde 
darin von BBW-Vize Joachim 
Lautensack unterstützt. Zudem 
verwies er darauf, dass Baden-
Württemberg im Besoldungs-
vergleich der Länder zwar auf 
Platz 3 geführt werde, jedoch 
bei einem Einbeziehen der Wo-
chenarbeitszeit auf Platz 7 zu-
rückfalle. Erneuert hat der 
BBW-Vorsitzende auch in die-
sem Gespräch die Forderung 
nach Rücknahme der Beihilfe-
verschlechterungen, die seit 
1. Januar 2013 greifen. 

Eineinhalb Stunden hat die 
Kaminrunde am 18. April ge-
tagt. Die anstehenden Themen 
sind umrissen, die Positionen 
dargelegt. Das nächste Treffen 
ist für Ende Juli terminiert. 

 < Fototermin auf der Terrasse der Villa Reitzenstein: Ministerialdirektor Jörg Krauss (Finanzministerium); BBW-Vize 
Joachim Lautensack; Staatssekretär Julian Würtenberger, Innenministerium; BBW-Vorsitzender Kai Rosenberger; 
Staatsminister Klaus-Peter Murawski, Staatsministerium; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth 
(von rechts).
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Tarifstreit im öffentlichen Dienst ist beendet 

Deutliches Gehaltsplus ausgehandelt
Der Tarifstreit im öffentlichen Dienst ist beendet. Beamtenbund und Verdi haben sich mit Bund und 
Kommunen nach einem dreitägigen Verhandlungsmarathon am 17. April 2018 spätabends auf ein 
Tarifpaket verständigt, das den 2,3 Millionen Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst ein Entgelt-
plus von rund 7,5 Prozent bei einer Laufzeit von 30 Monaten sichert. 

Während die kommunalen Ar-
beitgeber das Ergebnis erst mit 
Verzögerung billigten, stimm-
ten die Tarifkommissionen von 
dbb und Verdi dem Tarifkom-
promiss umgehend und mit 
großer Mehrheit zu.

Der dbb Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach erklärte 
unmittelbar nach der Tarifeini-
gung, mit dem Potsdamer Ab-
schluss 2018 habe man nicht 
nur ein deutliches Entgeltplus 
für alle Tarifbeschäftigten 
rausgeholt, sondern zudem die 
Zukunftsfähigkeit des öffent-
lichen Dienstes massiv verbes-
sert. Im Klartext heißt das: 
Der Tarifkompromiss bedeute 
nicht nur mehr Geld für alle, 
die heute schon als Tarifbe-
schäftigte im öffentlichen 
Dienst arbeiten. Gleichzeitig 

habe man mit einer besseren 
und attraktiveren Tabelle viel 
für die Zukunftsfähigkeit in al-
len Bereichen des öffentlichen 
Dienstes erreicht. 

Bei der Diskussion des Tarif-
kompromisses in der Bundes-
tarifkommission des dbb stellte 
dbb Tarifchef Volker Geyer klar, 
es gebe dieses Mal nicht das li-

neare Ergebnis. Der jeweilige 
Zugewinn sei allgemein or-
dentlich, falle aber individuell 
unterschiedlich aus, abhängig 
von der jeweiligen Entgeltgrup-

©
 B

BW

 < Die Bundestarifkommission des dbb, der auch eine Delegation aus Baden-Württemberg angehört, hat dem Tarif-
abschluss mit großer Mehrheit zugestimmt. Im Bild die baden-württembergischen Mitglieder der dbb Bundes-
tarifkommission mit dbb Chef Ulrich Silberbach: BBW-Vorsitzender Kai Rosenberger, BBW-Vize Jörg Feuerbacher, 
Michael Brändle, dbb Chef Ulrich Silberbach, Edmund Schuler, Ursula Kampf, Klaus Schork (von rechts).
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BBW-Spitze sprach mit dem Amtschef im Innenministerium

Jetzt die Weichen für die Zukunft des  
Beamtenberufs stellen
Das Gespräch der BBW-Landes-
leitung war ursprünglich mit 
Staatssekretär Martin Jäger ge-
plant. Jäger wechselte aber 
überraschend schnell als 
Staatssekretär ins Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick-
lung. Statt mit ihm führte die 
BBW-Delegation um ihren Vor-
sitzenden Kai Rosenberger 
das Gespräch am 9. April 2018 
mit Ministerialdirektor, jetzt 
Staatssekretär, Julian Würten-
berger. 

Mit einem verschmitzten Lä-
cheln wollte Würtenberger auf 
die Frage nach einer Nachbe-
setzung eines Staatssekretärs 
von nichts wissen. Am Morgen 
danach entschied das Kabinett 
– völlig überraschend (!?) –, 
dass Würtenberger neben Win-
fried Klenk selbst Staatssekre-
tär werden soll. Wie auch im-
mer, bei der Unterredung mit 
Würtenberger ging es um 
Sachthemen und nicht um Kar-
riere. Kai Rosenberger und sei-
ne Stellvertreter Michaela Ge-
bele und Joachim Lautensack 
thematisierten die aus Sicht 
des BBW wichtigsten Themen: 
künftige Besoldungsanpassun-
gen sachgerecht und rechtssi-
cher vorbereiten, Strukturprob-
leme in den unteren Besol-
dungsgruppen angehen, Wo-

chenarbeitszeit und Beihilfe 
unter Gerechtigkeitsaspekten 
in den Blick nehmen. 

Der BBW-Landesleitung schwebt 
hierzu eine Art Masterplan vor, 
den man zeitnah in Angriff neh-
men sollte, damit nicht erst 
wieder unmittelbar im Zusam-
menhang mit der nächsten Ta-
rifrunde für die Länder eilige 

Entscheidungen getroffen wer-
den. Vielmehr müsse weit im 
Vorfeld, unter Beachtung der 
aktuellsten höchstrichterlichen 
Entscheidungen zur Beamten-
besoldung und des vom BBW 
beauftragten „Färber-Gutach-
tens“ Grundsatzentscheidun-
gen getroffen und einvernehm-
liche Vereinbarungen vorberei-
tet werden. Rosenberger: 

„Jetzt lässt es die anhaltend 
gute wirtschaftliche Entwick-
lung und die Stabilität des Lan-
deshaushalts zu, über Maßnah-
men, die die Attraktivität des 
Beamtenberufs sichern und för-
dern, nicht nur nachzudenken, 
sondern diese auch umzuset-
zen.“   
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 < Gedankenaustausch im Innenministerium: BBW-Vize Joachim Lautensack, Staatssekretär Julian Würtenberger, 
Michaela Gebele, stellvertretende BBW-Vorsitzende, BBW-Chef Kai Rosenberger (von rechts).

pe sowie der Erfahrungsstufe, 
in der der Einzelne sich befin-
det. 

Der dbb hatte für die Tarifbe-
schäftigten 6 Prozent mehr 
Geld, mindestens aber 
200 Euro pro Monat für die 
unteren Einkommensgruppen 
gefordert. Herausgekommen 
ist ein differenzierter Abschluss 
mit einem Gesamtvolumen 
von rund  7,5 Prozent über eine 
Laufzeit von 30 Monaten. Die 

erste Steigerung erfolgt rück-
wirkend zum 1. März um rund 
3,2 Prozent, dann zum 1. April 
2019 um etwa 3,1 Prozent und 
zum 1. März 2020 um weitere 
1,06 Prozent. Zudem gibt es bis 
zur Entgeltgruppe E 6 eine Ein-
malzahlung von 250 Euro. 

Bundesinnenminister Horst 
Seehofer hat bereits unmittel-
bar nach der Tarifeinigung an-
gekündigt, der Bund werde das 
Tarifergebnis zeitgleich und 

systemkonform auf die Bun-
desbeamtinnen und Bundesbe-
amten übertragen. Auf die Be-
züge der Beamten und Versor-
gungsempfänger der Länder 
und Kommunen hat der TVöD-
Abschluss keinerlei Auswir-
kung. Grundlage für ihre Besol-
dungs- und Versorgungsanpas-
sung ist der TV-L 2017, der erst 
in 2019 ausläuft.

BBW-Chef Kai Rosenberger 
wertete am 18. April in Stutt-

gart das Tarifergebnis als gro-
ßen Erfolg der Verhandlungs-
führer von dbb und Verdi. Zu-
gleich merkte er anerkennend 
an, dass an diesem Abschluss 
letztlich alle beteiligt gewesen 
seien, die durch ihre Teilnahme 
an den Warnstreiks und Pro-
testaktionen den Druck auf die 
Arbeitgeber erhöht hätten. Ih-
ren Beitrag dazu hätten auch 
die Baden-Württemberger 
durch die Protestaktion in 
Freiburg erbracht. 
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Gedankenaustausch mit dem stellvertretenden CDU-Fraktionsvorsitzenden

Das Thema: die Personalsituation und 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
Die Nachwuchsprobleme im öffentlichen Dienst haben jetzt die CDU-
Landtagsfraktion auf den Plan gerufen. In einem parlamentarischen Antrag 
verlangen Abgeordnete um den stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden 
Thomas Blenke Auskunft über die Personalsituation und die Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes in Baden-Württemberg.

Das Ergebnis dieser Initiative 
will die Fraktionsarbeitsgrup- 
pe „Attraktiver öffentlicher 
Dienst“ auswerten und kon-
krete Vorschläge erarbeiten, 
um den öffentlichen Dienst 
attraktiver für Nachwuchs- 
kräfte zu machen. Beim BBW 
hat Blenke jetzt um Unter- 
stützung für dieses Vorhaben 
geworben.

Getroffen hat man sich am 
19. April in der BBW-Ge-
schäftsstelle. Im Verlauf der 
einstündigen Unterredung 
schlüsselte BBW-Vorsitzender 
Kai Rosenberger seinen Ge-

sprächspartnern, dem stellver-
tretenden CDU-Fraktionsvor-
sitzenden Thomas Blenke und 
Regierungsdirektor Christoph 
Keckeisen (parlamentarischer 
Berater der CDU-Fraktion), de-
tailliert auf, welche Maßnah-
men nach Auffassung des BBW 
zu einer Attraktivitätssteige-
rung des öffentlichen Dienstes 
beitragen würden.

An erster Stelle nannte er eine 
amtsangemessene Besoldung, 
die mit den Gehältern der Pri-
vatwirtschaft konkurrieren 
könne, gefolgt von der BBW-
Forderung nach Rücknahme 

der seit 1. Januar 2013 greifen-
den Beihilfeverschlechterun-
gen für neu eingestellte Beam-
tinnen und Beamte. 

Diese Beihilfekürzungen müss-
ten Nachwuchskräfte im Be-
amtenverhältnis nämlich 
durch höhere Krankenkassen-
beiträge teuer bezahlen, was 
die Attraktivität des Beamten-
berufs deutlich schmälere, er-
läuterte Rosenberger.

Die Work-Life-Balance spielt 
im Arbeitsleben zunehmend 
eine wichtige Rolle. Frei ver-
fügbare Zeit ist fast schon zu 

einer neuen Währung gewor-
den. Deshalb ist man beim 
BBW auch davon überzeugt, 
dass flexible Arbeitszeitrege-
lungen bis hin zu Arbeitszeit-
konten für Nachwuchskräfte 
eine entscheidende Rolle bei 
der Auswahl des Arbeitsplat-
zes spielen. 

Entsprechend hat sich Rosen-
berger gegenüber dem CDU-
Politiker Blenke positioniert. 
Zudem warnte er vor der Ei-
führung einer Bürgerversiche-
rung, die – davon ist man beim 
BBW überzeugt – sich nicht 
nur negativ auf die medizini-
sche Versorgung aller Bürge-
rinnen und Bürger auswirken 
würde, sondern zudem auch 
für die Entscheidung potenziel-
ler Bewerber für oder gegen 
den Beamtenberuf mit aus-
schlaggebend sein könnte.

Bei der CDU sei die Skepsis ge-
genüber einer Bürgerversiche-
rung groß, beruhigte Blenke 
und versicherte: Die CDU sei 
auf vielen Feldern „ein natürli-
cher Partner des BBW“. 

Um Gemeinsamkeiten auszu-
loten, schlug er ein Gespräch 
zwischen der BBW-Landeslei-
tung und dem Fraktionsvor-
stand vor. Sein aktuelles An- 
liegen galt jedoch dem Thema 
„Personalsituation und Attrak-
tivität des öffentlichen Diens-
tes“. Um den Standpunkt 
der CDU-Fraktion zu diesem 
Thema darzulegen, hatte 
Blenke den brandneuen (da-
tiert auf den 18. April 2018) 
parlamentarischen Antrag 
mitgebracht, den er gemein-
sam mit seinen Abgeordneten-
Kollegen Hartmann-Müller, 
Hockenberger, Kößler, Dr. La-
sotta, Lorek, Neumann-Martin, 
Dr. Rapp, Röhm und Wald ein-
gebracht hat.

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch in der BBW-Geschäftsstelle: BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin 
Susanne Hauth, Thomas Blenke, stellvertretender CDU-Fraktionsvorsitzender; BBW-Vorsitzender Kai Rosenber-
ger; Christoph Keckeisen, parlamentarischer Berater der CDU-Fraktion (von rechts).
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BBW-Vorsitzender empfängt Senioren-
vertreter und VdV-Vorsitzenden

Meinungsaustausch 
in kollegialer Atmosphäre
BBW-Vorsitzender Kai Rosen-
berger hat im April gemein- 
sam mit BBW-Justiziarin und 
Geschäftsführerin Susanne 
Hauth Seniorenvertreter im 
BBW zu einem Gedankenaus-
tausch in der Geschäftsstelle 
des BBW empfangen. 

An dem konstruktiven Mei-
nungsaustausch haben Prof. 
Rudolf Forcher, der Vorsitzen-
de der BBW-Seniorenvertre-
tung, Waldemar Futter, der 

Vorsitzende des Seniorenver-
bands ö. D. BW, und Jochen 
Müller, der Vorsitzende des 
Verbands der Verwaltungsbe-
amten (VdV), teilgenommen. 

Zum Abschluss der Unter-
redung, die in freundschaft-
licher und kollegialer Atmo-
sphäre stattfand, wurde der 
Termin für den BBW-Landes-
seniorenvertretertag für No-
vember 2018 festgelegt.  
 

 < Der BBW-Vorsitzende und die Seniorenvertreter am Eingang der BBW-
Geschäftsstelle: BBW-Chef Kai Rosenberger; Jochen Müller (VdV); Wal-
demar Futter, Vorsitzender des Seniorenverbands ö.D. BW; Prof. Rudolf 
Forcher, Vorsitzender der BBW-Seniorenvertretung (von rechts).

Begründet wird dieser Antrag 
wie folgt:

„Der Landesverwaltung und 
den Kommunalverwaltungen 
sowie der Justiz in Baden-
Württemberg kommt als 
Arbeitgeber sowohl wirt-
schaftlich als auch gesell-
schaftlich eine sehr wichtige 
Bedeutung zu. Um dies auch 
in Zukunft gewährleisten zu 
können, bedarf es eines kom-
petenten und leistungsfähigen 
öffentlichen Dienstes. Elemen-
tar sind dabei die im öffentli-
chen Dienst Beschäftigten, die 
tagtäglich ihren Beitrag für ein 
funktionierendes Gemeinwe-
sen leisten.

Im Zusammenhang mit dem 
demografischen Wandel und 
dem Fachkräftemangel ist im-
mer wieder die Rede davon, 
dass diese gerade die öffentli-
chen Arbeitgeber treffen. 

Erwähnt werden unter ande-
rem steigende Eintritte in den 
Ruhestand, Engpässe bei der 
Nachwuchsgewinnung und die 
Konkurrenzsituation insbeson-
dere mit der Privatwirtschaft 
als zentrale Herausforderun-
gen der kommenden Jahre. Der 
Wettbewerb der Arbeitgeber 
um die besten Köpfe hat be-
reits begonnen und dürfte 
weiter zunehmen.

Vor diesem Hintergrund ist 
eine Analyse des Status quo 
der Personalsituation der Ver-
waltungen und der Justiz im 
Land angezeigt. Darauf auf-
bauend können gezielte Maß-
nahmen entwickelt werden, 
damit Baden-Württemberg 
auch weiterhin einen attrakti-
ven und leistungsfähigen öf-
fentlichen Dienst haben wird.“

Was die Abgeordneten um 
Thomas Blenke von der Lan-
desregierung wissen wollen, 
haben sie in 15 Fragen aufge-
listet. Diese Fragen betreffen 
die Anzahl der Beschäftigten, 
sowohl im Angestellten- wie 
auch im Beamtenverhältnis 
und im Richteramt. Sie verlan-
gen Aufschluss über Laufbah-
nen, Berufsbilder, Voll- und 
Teilzeitbeschäftigung, die An-
zahl der Auszubildenden, die 
Anzahl der befristeten Be-
schäftigungsverhältnisse und 
Auskunft zur Altersstruktur. 
Vor allem aber wollen sie wis-
sen, wie es um die Bewerberla-
ge bei ausgeschriebenen Stel-
len speziell in Mangelberufen 
steht und welche Erkenntnisse 
der Landesregierung über die 
Auswirkungen von demografi-
schem Wandel und Fachkräfte-
bedarf auf den öffentlichen 
Dienst in Baden-Württemberg 
vorliegen.  
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Entwicklungen und Perspektiven des öffentlichen Dienstes – Fachtagung in Speyer

Im Fokus: Herausforderungen 
der Gegenwart und Zukunft
Der demografische Wandel, ein leer gefegter Arbeitsmarkt, der für erheb-
liche Probleme bei der Rekrutierung qualifizierter Nachwuchskräfte sorgt, 
die fortschreitende Digitalisierung, die den Beschäftigten Zusatzqualifika-
tionen abverlangt, das alles stellt den öffentlichen Dienst vor große Her-
ausforderungen. Die Politik muss handeln, neue Wege eröffnen, damit der 
öffentliche Dienst auch künftig noch seinem Auftrag als leistungsfähiger 
Dienstleister für die Bürgerinnen und Bürger gerecht werden kann. 

Was zu tun ist, dazu haben 
Wissenschaftler und Spitzen-
vertreter aus Bundes-, Landes- 
und Kommunalverwaltungen 
sowie der dbb Bundesvor- 
sitzende Ulrich Silberbach 
und dbb Vize Friedhelm Schä-
fer im März 2018 bei einer 
Tagung des Deutschen For-
schungsinstituts für öffent-
liche Verwaltung in Speyer 
Position bezogen. 

Beleuchtet wurden insbeson-
dere der Arbeitsmarkt des öf-
fentlichen Dienstes, Entwick-
lungen des Dienstrechts mit 
Blick auf Europa und die öko-
nomischen Aspekte einer ver-
fassungskonformen Gestal-
tung von Besoldung und Ver-
sorgung.

 < Verfassungskonforme 
Besoldung und Versorgung 

Dass die Besoldung der Beam-
tinnen und Beamten verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben 
nur noch bedingt Rechnung 
trägt, das weiß man spätes-
tens seit die Speyerer Verwal-
tungswissenschaftlerin Prof. 
Dr. Gisela Färber ihr vom BBW 
in Auftrag gegebenes Gutach-
ten zur Besoldung in Baden-
Württemberg Ende vergange-
nen Jahres vorgestellt hat. Bei 
der Tagung in Speyer zeigte 
Färber auf, dass die Ergebnisse 
für Baden-Württemberg in 
weiten Bereichen mehr oder 
weniger auf die Besoldung an-
derer Bundesländer zu über-
tragen ist. Aufgrund ihrer wis-

senschaftlichen Untersuchun-
gen, denen Färber die Prüfkri-
terien aus dem Grundsatzurteil 
des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) zur Besoldung 
von Richtern und Staatsanwäl-
ten zugrunde gelegt hat, 
kommt die Speyerer Wissen-
schaftlerin zu dem Schluss, 
dass Handlungsbedarf im Be-
reich der Beamtenbesoldung 
besteht, für den es nach Ein-
schätzung von Prof. Färber kei-
ne einfachen Lösungen geben 
wird. Abhilfe könne kaum 
mehr mit einfachen Einkom-
menssteigerungen erreicht 
werden. Vielmehr dürften 
Strukturreformen erforderlich 
werden, die auch Veränderun-
gen im Tarifbereich nach sich 
ziehen müssten. 

 < BVerfG-Präsident 
Voßkuhle und die 
„Das-Maß-ist-voll- 
Rechtsprechung“

Die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts war 
Thema der Podiumsdiskussion 
zur Zukunft des Alimentations-
prinzips, in deren Verlauf der 
Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts, Prof. Dr. Dr. hc. 
Andreas Voßkuhle, sowohl zu 
Urteilen des höchsten deut-
schen Gerichts Stellung bezog 
sowie auch zu der Kritik, die 
Karlsruher Verfassungsrichter 
seien zu langmütig mit ihren 
höchstrichterlichen Vorgaben 
zur Alimentation der Beamten 
gewesen. Voßkuhle wies dar-
auf hin, dass es in den vergan-
genen fünf Jahren allein 15 
Entscheidungen gegeben habe, 
die das öffentliche Dienstrecht 
betreffen, und unterstrich, dass 
es sich dabei das Gericht zur 
Aufgabe gemacht habe, das 
Dienstrecht „auf der Höhe der 
Zeit“ zu halten. Zugleich räum-
te er jedoch auch ein, man 
„habe die Alimentation stets 

 < Podiumsdiskussion mit BVerfG-Präsident Andreas Voßkuhle zum Alimentationsprinzip: Prof. Dr. Gisela Färber; Dr. Stephan Weinberg, Staatssekretär 
im Finanzministerium Rheinland Pfalz; BVerfG-Präsident Dr. Andreas Voßkuhle; Hans-Heinrich von Knobloch, Bundesinnenministerium; Gisela Splett, 
Staatssekretärin im Finanzministerium Rheinland-Pfalz; dbb Bundesvorsitzender Ulrich Silberbach (von links).
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hoch gehalten, aber nie zuge-
bissen“. Schließlich sei es we-
der Aufgabe noch die Befugnis 
des Verfassungsgerichtes in 
die Gestaltungsfreiheit des Ge- 
setzgebers einzugreifen. Gleich-
zeitig sprach er aber auch von 
einer „Das-Maß-ist-voll-Recht-
sprechung“ und erläuterte: 
Bei genauerer Betrachtung der 
BVerfG-Entscheidungen der zu-
rückliegenden Jahre zur Beam-
tenbesoldung und Versorgung 
werde deutlich, dass die Urteile 
immer konkretere und strenge-
re Vorgaben für den Gesetzge-
ber enthielten.  

 < Der Arbeitsmarkt des 
öffentlichen Dienstes

Wie sollen Schulen ihrem Bil-
dungsauftrag nachkommen, 
wenn an allen Ecken und Kan-
ten die Lehrerinnen und Lehrer 
fehlen, wie die Polizei die Si-
cherheit der Bürgerinnen und 
Bürger garantieren, wenn aus-
reichendes Personal nicht zur 
Verfügung steht, und wie soll 
Integration der Zuwanderer 
funktionieren, wenn es aus 
Mangel an Fachkräften kaum 
Sprachkurse für Flüchtlinge 
gibt und zu wenig Erzieherin-
nen und Erzieher, die Flücht-
lingskinder beim Erlernen der 
Sprache und dem Zurechtfin-
den in einem anderen Kultur-
kreis an die Hand nehmen? 
Fragen über Fragen, denen sich 
Wissenschaftler und Fachleute 
aus der Verwaltung stellten. 
Fazit: Dem Fachkräftemangel 
ist durch angemessene Bezah-
lung und Arbeitszeitregelun-
gen zu begegnen, die auch 
dem zunehmenden Bedarf der 
Work-Life-Balance Rechnung 
tragen. Da die Digitalisierung 
den Beschäftigten neue Quali-
fikationen abverlangt, sollten 
öffentliche Arbeitsgeber bezie-
hungsweise Dienstherren ent-
sprechende Aus- und Weiter-
bildungsmaßnahmen zwin-
gend anbieten.

 < Im Blick: das deutsche und 
europäische Dienstrecht

„Beamte sind andere Men-
schen“, stellte Prof. Dr. Ingo 

Schmid von der Universität 
Potsdam bei seinen Ausfüh-
rungen zum deutschen und 
europäischen Dienstrecht pro-
vozierend fest. 

Gemeint hat er mit diesem 
Satz, dass bei Beamten das 
Dienstverhältnis im Gegensatz 
zum Beschäftigungsverhältnis 
von Arbeitnehmern durch Ver-
waltungsakte geregelt ist. Zu-
gleich übte er Kritik an der Re-
gelungsdichte des deutschen 
Dienstrechts.

Eine Zusammenschau der 
deutschen und der europäi-
schen Grundsätze des Beam-
tentums verdeutlicht, dass es 
zwar zahlreiche Parallelen zwi-
schen beiden Rechtsordnun-
gen gibt, zugleich aber auch 
entscheidende Unterschiede. 

Als die Bundesrepublik 
Deutschland gegründet wurde, 
sah man in Art. 33 Abs. 5 des 
Grundgesetzes vor, dass „die 
hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums“ auch im 
neuen Staat die Fortentwick-
lung des öffentlichen Dienstes 
prägen sollten. Zu diesen 
Grundsätzen hat sich eine aus-
führliche Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 
herausgebildet. 

Der europäische öffentliche 
Dienst entwickelte sich ganz 
anders als der deutsche. Er ist 
nicht nur viel später entstan-
den, sondern musste und muss 
immer wieder aufs Neue auch 
die Verwaltungstraditionen 
verschiedener Mitgliedstaaten 
zusammenführen.  

Wichtigster allgemeiner 
Grundsatz des europäischen 
Dienstrechts ist das Diskrimi-
nierungsverbot, das außer 
als allgemeines Prinzip in der 
Rechtsprechung auch an meh-
reren Stellen des Beamtensta-
tuts greift. 

Probleme, die es zu regeln galt, 
sind beispielsweise durch die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit 
entstanden, die in EU-Staaten 
gilt. 
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Verkehrs-Rechtsschutz
mit Top-Leistung
Damit Sie privat und dienstlich abgesichert sind

Mit der HUK-COBURG fahren dbb-Mitglieder sicher,
gut und günstig:

Verkehrs-Rechtsschutz abschließen
Versichern Sie ein bestimmtes Fahrzeug oder alle Fahrzeuge
der Familie! In jedem Fall sind Sie auch als Fahrer eines fremden
Fahrzeugs geschützt – zum Beispiel in einem Dienst- oder
Behördenwagen.

Auch in der Autoversicherung niedrige Beiträge zahlen
Der Verkehrs-Rechtsschutz ist die optimale Ergänzung zu Ihrer
HUK-COBURG-Autoversicherung. Günstige Beiträge, faire
Bedingungen und guter Service überzeugen: Aktuell sind bereits
mehr als 10 Millionen Fahrzeuge bei uns versichert. Und als
dbb-Mitglied profitieren Sie erst recht:

25-Euro-Bonus mitnehmen
dbb-Mitglieder erhalten einmalig 25 Euro, wenn sie als Neukunde
ihren Pkw bei der HUK-COBURG haftpflichtversichern.

Angebot anfordern
Die Adresse Ihres nächsten Ansprechpartners finden Sie im
Telefonbuch oder auf www.HUK.de. Oder rufen Sie an:
0800 2 153153 – kostenlos aus deutschen Telefonnetzen.

NEU füR dBB-Mi
tGliEdER

Verkehrs-Rechts
schutz

schon ab 35,00
Euro/Jahr
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BLV fordert zusätzliche Lehrer und warnt

Unterrichtsausfall gefährdet Bildungserfolg
Der Berufsschullehrerverband (BLV) hat die Landesregierung aufgefordert, 
endlich eine konsequente Personalentwicklung zu verfolgen. Bisher hätten 
die beruflichen Schulen 600 Stellen schulbezogen ausschreiben können. 
Bleibe es dabei, ergebe sich zu Beginn des kommenden Schuljahres ein 
Stellenminus von circa 785 Stellen. Damit drohten dramatische Engpässe 
in der Unterrichtsversorgung. 

Bleibt es bei den Planungen 
des Kultusministeriums und 
des Finanzministeriums, wer-
den nach Berechnungen des 
BLV das Unterrichtsdefizit, das 
aktuell circa zwei Prozent be-
trage, und die Überstunden-
bugwelle, die bei über 1 800 
Deputaten liege, dramatisch 
steigen. „Drohende Unter-
richtsausfälle führen zu erheb-
lichem Qualitätsverlust. Dar-
unter leiden Schüler und Aus-
bildungsbetriebe gleicherma-
ßen“, warnte BLV-Vorsitzender 
Huber vor Vertretern der Lan-
despressekonferenz.

Zugleich erinnerte er an die 
Ankündigung von Kultusminis-
terin Eisenmann, es sei die zen-
trale bildungspolitische Aufga-
be im Jahr 2018, die Qualität 
und Leistungsfähigkeit des 
baden-württembergischen 

Schulsystems zu verbessern, 
und merkte dazu an: Lehrerin-
nen und Lehrer arbeiteten Tag 
für Tag an der Verbesserung 
ihres Unterricht. Man könne 
aber nur den Unterricht ver-
bessern, der auch tatsächlich 
stattfinde. 

Eine bessere Unterrichts- 
qualität brauche eine ausrei-
chende Zahl an Lehrerinnen 
und Lehrern. Dafür reichten 
aber die zur Verfügung 
stehenden Stellen nicht aus. 
Kritisch bewertet der BLV 
die Bemühungen der Politik 
um Nachwuchskräfte. Das 
Jammern, es fehle der Lehrer-
nachwuchs, müsse aufhören. 
Gebraucht werde stattdessen 
ein nachhaltiges Konzept zur 
Lehrergewinnung, sagte 
BLV-Vorsitzender Huber 
und forderte 

 > bessere Arbeitsbedingungen,

 > attraktive Einstiegsgehälter 
und 

 > eine ausreichende Zahl an 
Beförderungsstellen. 

Zudem wünscht sich der BLV 
mehr Werbung für das Lehr-
amt an beruflichen Schulen 
und ein abgestimmtes Kon- 
zept zwischen Wissenschafts-
ministerium und Kultusminis-
terium zur Stärkung der Ausbil-
dungsstandorte. „Wer die be-
ruflichen Schulen stärken will, 
muss auch die Nachwuchsför-
derung stärken“, erklärte der 
BLV-Vorsitzende und wies dar-
auf hin, dass die Zahl der Refe-
rendare an den beruflichen 
Schulen um etwa 100 Perso-
nen (circa 20 Prozent) gesun-
ken sei. 

 < Doppelter Erfolg: 
Zwei zentrale 
Forderungen des BLV 
umgesetzt

Berufliche Schulen erhalten 
eine eigene Abteilung im Zent-
rum für Schulqualität. Zudem 
bleiben die beruflichen Semi-
nare erhalten. BLV-Vorsitzen-
der Herbert Huber zeigt sich 
zufrieden mit dem, was das 
Qualitätskonzept für das Bil-
dungssystem Baden-Würt-
temberg für den Bereich der 
beruflichen Schulen plant. Zu-
gleich mahnt er aber auch, 
dass der Umbau der Qualitäts-
strukturen nicht zulasten der 
Lehrerinnen und Lehrer gehen 
dürfe.

„Es freut mich sehr, dass die 
beruflichen Schulen eine eige-
ne Abteilung im neuen Zent-
rum für Schulqualität und Leh-
rerbildung erhalten. Damit 
wird eine zentrale Forderung 
des BLV umgesetzt“, so Her-
bert Huber. Die beruflichen 
Schulen verfügten über eigene 
Qualitätsstrukturen, die sich in 
der Vergangenheit bewährt 
haben. Zukünftig gelte es, den 
Ausbau der beruflichen Schu-
len als unabhängige, regionale 
Kompetenzzentren für beruf-
liche Bildung voranzutreiben. 
Für den BLV-Vorsitzenden 
steht außer Frage, dass die 
beruflichen Schulen eine kon-
sequente Personalentwicklung 
brauchen. Dabei spielten die 
vier Seminarstandorte für die 
Lehrerausbildung an beruf-
lichen Schulen eine entschei-
dende Rolle. Mit ihrem Erhalt 
werde eine weitere wichtige 
Forderung des BLV umgesetzt.

„Wir brauchen eigene Semina-
re für unseren Lehrernach-
wuchs. Dafür fordern wir aus-
reichende Ressourcen. Die erst 
kürzlich vorgenommenen Kür-
zungen müssen zurückgenom-
men werden“, mahnt Huber. 
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Philologenverband zum Qualitätskonzept 
des Kultusministeriums 

Zustimmung 
nur eingeschränkt 

Der Philologenverband (PhV) BW hat sich nur eingeschränkt 
positiv zum Qualitätskonzept des Kultusministeriums für 

das Bildungssystem geäußert. Auf wenig Gegenliebe stößt das 
geplante Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung. 

Positiv bewertet der PhV BW 
hingegen an dem Konzept des 
Kultusministeriums

 > die Fokussierung auf 
Unterrichtsqualität und 
Unterrichtserfolg sowie

 > die wissenschaftliche, syste-
matische Datenerhebung 
und gezielte Datennutzung.

Kritisch sieht der PhV BW 
hingegen

 > die strikte Trennung von 
Fachberatung beziehungs-
weise -betreuung und 
Schulaufsicht,

 > die Schaffung des Riesen- 
verwaltungsapparats ZSL 
(Zentrum für Schulqualität 
und Lehrerbildung) und 

 > die geplante Einsparung 
von Funktionsstellen 
im gymnasialen Bereich.

Es sei in der Tat ein großes Rad, 
an dem die Landesregierung 
und das Kultusministerium 
mit der am 24. April 2018 vom 
Kabinett gebilligten Mega-
Umstrukturierung der Kultus-
verwaltung drehen wollen, sa-
gen die Verantwortlichen beim 
PhV. Sie bezweifeln, dass ein 
derart gewaltiger administrati-
ver Umbau notwendig ist, um 
richtige und wichtige bildungs-
politische Ziele zu erreichen. 
Hingegen bewertet man beim 
Verband positiv, dass „die Bil-
dungspolitik nicht mehr länger 

von pädagogischem Wunsch-
denken und selbst definierter 
Modernität geprägt ist, wie in 
der vergangenen Legislaturpe-
riode“, sondern dass unter 
Kultusministerin Eisenmann 
(CDU) „der Fokus auf die effek-
tiven Schülerleistungen gerich-
tet wird“. Dabei könnten zen-
trale Lernstandserhebungen 
sowie eine datengestützte, 
empirische Bildungsforschung 
wichtige Grundlagen für fun-
dierte schulpolitische Entschei-
dungen sein. 

„Was die Bildungsforschung 
misst, ist wichtig, ist aber nicht 
alles“, mahnt allerdings Ver-
bandsvorsitzender Bernd Saur.

Der Erziehungs- und Bildungs-
auftrag der Schule umfasse 
weit mehr als das, was Daten 
aussagen. Vorhandene Daten, 
zum Beispiel aus der Hattie-
Studie, verwiesen uns schon 
längst auf die enorme Bedeu-
tung der Lehrer-Schüler-Be- 
ziehung. Verbandschef Saur 
warnt deshalb auch: „All die 
Daten nützten uns gar nichts, 
wenn die Politik zuschaut, dass 
unsere Lehrkräfte dauerhaft 
überlastet sind und sie deshalb 
nicht intensiv genug auf ihre 
Schützlinge eingehen können.“

Von Individualisierung zu 
sprechen und Lehrkräfte be-
wusst dauerhaft zu überlasten, 
könne nicht länger hinge- 
nommen werden. Aus gutem 
Grund fordere der Philologen-
verband mit Nachdruck eine 

Reduzierung der Unterrichts-
verpflichtung gymnasialer 
Lehrkräfte. Eine entsprechende 
Maßnahme sei überfällig. 

Angebliche Klagen von Exper-
ten über „eine unzureichende 
Qualität der Lehrerfortbil-
dung“ weist der Philologenver-
band entschieden zurück. Mit 
dieser Kritik werde man den 
Fachberaterinnen und Fach- 
beratern nicht gerecht, die ihre 
Fortbildungen quasi on top zu 
ihrer Unterrichtsverpflichtung 
planten und durchführten und 
die im Übrigen nach jeder Fort-
bildungsveranstaltung ein Teil-
nehmerfeedback erheben. 
 
Jeder Fachbe raterin und jedem 
Fachberater sei ein Schulspren-
gel, das heißt eine bestimmte 
Anzahl von Gymnasien in einer 
Region, zugeordnet. Sie seien 
also „ganz nah“ an der einzel-
nen Schule beziehungsweise 
Lehrkraft. Eine größere Nähe 
könnten jedenfalls die einem 
neuen Berufsbild entsprechen-
den künftigen Fortbildner an 
den Seminarstandorten bezie-
hungsweise an den neu zu 
schaffenden sogenannten 
Regionalstellen gar nicht ha-
ben.

Die strikte Trennung von Fach-
betreuung und Dienstaufsicht 
ist nach Ansicht der Verant-
wortlichen im Verband des-
halb zu hinterfragen, weil bei-
des sehr häufig ineinander 
fließe. Am Gymnasium sei die 
fachliche und fachdidaktisch-

methodische Kompetenz der 
Lehrkräfte von elementarer 
Bedeutung. Die Dienstaufsicht 
sei häufig wegen im Fachlichen 
begründeter Probleme gefor-
dert. Losgelöst, also getrennt 
davon, ignoriere sie einen ele-
mentaren Bestandteil des Wir-
kens einer Lehrkraft.

Durch die Schaffung des neues 
Berufsbilds „Fortbildner“ wird 
es im gymnasialen Bereich zu 
einer massiven Einsparung von 
Funktionsstellen kommen, da 
sehr viel weniger „Fortbildner“ 
gebraucht werden, als gegen-
wärtig Fachberater im Einsatz 
sind. Der Philologenverband 
fordert, dass diese Stellen im 
System Gymnasium verbleiben 
und eins zu eins für eine Erhö-
hung der Abteilungsleiterstel-
len an den Schulen genutzt 
werden. Verbandschef Saur 
verdeutlicht: Das Kultusminis-
terium wolle die Schulleitun-
gen stärken. Die Abteilungs-
leiterinnen und Abteilungslei-
ter seien Teil der Schulleitung. 
Was läge also näher, als die 
frei werdenden Funktions- 
stellen den Gymnasien vor Ort 
zugute kommen zu lassen.

Dies wäre eine einfache, aber 
hoch wirksame Maßnahme 
zur Stärkung der Schulleitun-
gen, sagt Saur und verweist 
auf Bayern, wo es an den 
Gymnasien bedeutend mehr 
solcher Funktionsstellen gebe 
als in Baden-Württemberg. 
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 z Rhetorik – Grundkurs

Seminar B116 GB vom 16. bis  
18. Mai 2018 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Kolleginnen und Kollegen, die – 
sowohl im Beruf als auch zum 
Beispiel im Ehrenamt – vor größe-
rem Publikum Vorträge halten 
müssen. Dabei werden neben 
dem Erlernen der Grundsätze und 
Regeln für gute Reden auch prak-
tische Übungen durchgeführt 
und von einem erfahrenen Rhe-
toriktrainer analysiert. Aber nicht 
nur die „freie Rede“, sondern 
auch eine professionelle Vorbe-
reitung des Vortrags sollen bei 
diesem Seminar erlangt werden. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Dienstrecht

Seminar B139 GB vom 10. bis  
13. Juni 2018 in Königswinter. 

Im Mittelpunkt dieses Seminars 
steht das Dienstrecht in  
Baden-Württemberg mit  
Beamten(status)recht, Besol-
dungsrecht und Beamtenversor-
gungsrecht. Ein weiteres Thema 
ist das Beihilferecht in Baden-
Württemberg.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 198 Euro

�
 z Frauenpolitik

B154 GB vom 21. bis 23. Juni 
2018 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
die Frauenvertreterinnen der 
Fachorganisationen im BBW. Im 
Mittelpunkt steht neben aktuel-
len Informationen zum Thema 
die Optimierung der ehrenamtli-
chen Arbeit für die Kolleginnen 
im öffentlichen Dienst.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Gesundheitsmanagement

Seminar B158 GB vom 22. bis  
24. Juni 2018 in Königswinter. 

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches Ge-
sundheitsmanagement“ erler-
nen. Als zentrale Punkte stehen 
dabei die Fragen „Umgang mit 
und Bewältigung von Stress“, die 
„richtige Ernährung“ sowie „Be-
wegung und Sport“ im Mittel-
punkt. Zudem üben Sie, sich zu 
entspannen, erfahren hautnah 
die Bedeutung von Sport und Be-
wegung und lernen, warum Er-
nährung und Wohlbefinden viel 
miteinander zu tun haben.

Wochenendseminar 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Rhetorik – bei  

Gesprächen überzeugend  
argumentieren

Seminar B163 GB vom 1. bis  
3. Juli 2018 in Königswinter.

In der Meinungsbildung setzt 
sich nur durch, wer mit kommu-
nikativen Fähigkeiten seine ge-
zielten Argumente unterstützen 
kann. Dazu gehören die Informa-
tionsbeschaffung genauso wie 
überzeugendes Darstellen und 
vermittelndes Auftreten. Die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
des Seminares üben das freie Re-
den, die themenzentrierte Inter-
aktion und erproben Methoden 
zur erfolgreichen Gesprächslei-
tung. Die Integration unter-
schiedlicher Ansichten in der 
Meinungsbildung wird dabei 
ebenso reflektiert wie die gegen-
seitige Wahrnehmung im Dialog. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Personalmanagement 

Seminar B169 GB vom 12. bis  
14. Juli 2018 in Königswinter.

Praxisseminar zur Führungs- und 
Konfliktkompetenz – was macht 
eine gute Führungskraft aus.

Verwaltung im Wandel – Auswir-
kungen auf Personal und Organi-
sation 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Kommunikations-

management – Sitzungen 
und Besprechungen leiten

Seminar B187 GB vom 9. bis  
11. September 2018 in  
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Kolleginnen und Kollegen, die – 
beruflich oder privat im Ehren-
amt – in der Situation sind, dass 
sie Sitzungen oder Besprechun-
gen zu leiten haben. Neben Tipps 
und Informationen zur professio-
nellen Vorbereitung von Bespre-
chungen werden insbesondere 
Methoden erlernt, wie Bespre-
chungen zielführend gesteuert 
werden können. Ziel soll sein, 
dass Besprechungen ökonomisch 
geleitet werden können, bei de-
nen alle Teilnehmer dennoch ihre 
Argumente einbringen können 
und nicht das Gefühl haben, in 
ihrem Meinungsbild „abge-
würgt“ zu werden. Am Ende soll 
ein Ergebnis stehen, mit dem sich 
alle Besprechungsteilnehmer 
identifizieren können. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Sicher im Internet und bei 
Social Media

Seminar B203 GB vom 20. bis  
22. September 2018 in  
Königswinter.

Internet und Social Media sind 
aus unserem Leben nicht mehr 
wegzudenken. Doch bei allem 
Nützlichen und Positiven lauern 
auch riesige Gefahren beim sorg-
losen Umgang mit den Instru-
menten moderner Kommunikati-
on. Dieses Seminar soll zeigen, 
wie sich der Nutzer sicher in der 
virtuellen Welt bewegen kann. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Gesundheitsmanagement: 

Body & Mind

Seminar B207 GB vom 21. bis  
23. September 2018 in 
 Königswinter.

Ein Mix aus Theorie und Praxis 
zum Kennenlernen und Auspro-
bieren: Hatha-Yoga, Yin-Yoga, die 
Faszination der Faszien, Qigong, 
Meditationen, Walking mit allen 
Sinnen, Achtsamkeit im Alltag, 
Erholung – aber richtig!

Das Seminar zeigt die Vielfalt der 
Methoden auf, mit denen Körper 
und Geist in ein gesundes Gleich-
gewicht gebracht werden kön-
nen. Sicher ist auch für Sie das 
Richtige dabei.

Wochenendseminar

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Tarifpolitik

Seminar B220 GB vom 10. bis  
12. Oktober 2018 in Baiersbronn.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-

Seminarangebote im Jahr 2018
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion 
im Jahr 2018 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessieren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

�

 z Persönlichkeits-
management:  
Veränderungen annehmen 
und aktiv mitgestalten

Seminar B223 GB vom 14. bis  
16. Oktober 2018 in Königswinter.

Veränderungen gehören zum Le-
ben. Wir verändern uns stetig, 
sozial, körperlich und geistig.  
Neben persönlichen Verände-
rungen fordern auch berufliche 
Neuerungen einen provokanten 
Ansatz für die Veränderungsbe-
reitschaft. 

Wer sich mit anstehenden Her-
ausforderungen auseinander-
setzt, kann selber mehr mitbe-
stimmen und nimmt die Zügel, 
um die Richtung zu bestimmen, 
selbst in die Hand. Bei ge-
wünschten oder anstehenden 
Veränderungen geht es darum, 
die eigenen Möglichkeiten für 
sich selbst zu nutzen. Dazu ge-
hört auch, sich mit eigenen inne-
ren Blockaden zu beschäftigen. 

Dieses Seminar richtet sich an 
Menschen, die in Veränderungs-
prozesse einbezogen sind oder 
den Bedarf an Veränderungen 
spüren, aber noch nicht richtig 
wissen, wohin der Weg führen 
soll. Dies kann die Karriere be-
treffen, aber auch andere Ereig-
nisse, die eine Umorientierung 
erfordern. Von diesem Seminar 
profitieren zudem alle, die Lust 
haben, etwas Neues anzugehen. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Aufbauseminar  
Konfliktmanagement

Seminar B243 GB vom 11. bis 13. 
November 2018 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
alle, die schon an einem Konflikt-
seminar bei uns teilgenommen 
haben. Wir bieten jetzt ein Auf-
bauseminar an, in dem die The-
matik nochmals vertieft werden 
kann und bei dem auch neue 
Schwerpunkte aufgenommen 
werden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
Über unser Seminarangebot hin-
aus bieten wir auch die Möglich-
keit, über „Voucher“ Seminare 
der dbb akademie zu buchen. Mit 
diesen Gutscheinen besteht die 
Möglichkeit, vergünstigt an Semi-
naren des offenen Programms 
der dbb akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unab-
hängig von dem im Seminarpro-
gramm veröffentlichten Teilneh-
merbetrag verringert sich dieser 
durch die Inanspruchnahme des 
Vouchers auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot wol-
len wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminaran-
gebot der dbb akademie Ge-
brauch zu machen. 

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent-
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung 
bei der dbb akademie ist nicht 
möglich. Anmeldeformulare so-
wie unser Seminarprogramm 
finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semina-
re, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.

Die vorgestellen Seminare erfül-
len gegebenenfalls die Voraus-
setzungen zur Freistellung nach 
dem Bildungszeitgesetz Baden-
Württemberg (BzG BW), sofern 
die Inhalte entweder zur berufli-
chen oder zur ehrenamtlichen 
Weiterbildung des/der jeweili-
gen Teilnehmer/Teinehmerin in-
frage kommen.

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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